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In Ergänzung der Bekanntmachung des Kreiswahlleiters über die 
Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl zum 20. Deutschen 
Bundestag vom 30. Januar 2021 (Leipziger Amtsblatt 02/2021) sowie 
der ersten Ergänzung vom 27. Februar 2021 (Leipziger Amtsblatt 
04/2021) wird hiermit auf das 26. Gesetz zur Änderung des Bundes-
wahlgesetzes vom 3. Juni 2021 (BGBl. I, S. 1482 vom 9. Juni 2021) und 
die damit in Kraft getretene Vorschrift über das Herabsetzen des 
Quorums der beizubringenden Unterstützungsunterschriften für 
Kreiswahlvorschläge hingewiesen.

Am 26. September 2021 findet die Wahl zum 20. Deutschen Bundes-
tag statt. Die Wahl ist nach den Vorschriften des Bundeswahlgesetzes 
(BWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBl. 
I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1482), und der Bundeswahlordnung (BWO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 der Verordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I S. 1328) und der Verordnung über die Aufstellung von Wahl-
bewerbern und die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlungen 
für die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag unter den Bedingungen 
der COVID-19-Pandemie (COVID-19-Wahlbewerberaufstellungs-
verordnung) vom 28. Januar 2021 (BGBl. I S. 115), vorzubereiten und 
durchzuführen.

Aufgrund der erheblichen Einschränkungen durch die Corona-Pan-
demie wird gemäß § 52a i.V.m. § 20 Abs. 2 und 3 BWahlG, § 34 Abs. 4 
BWO die Zahl der danach erforderlichen Unterstützungsunterschrif-
ten auf ein Viertel reduziert.

Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder 
einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvor-
schläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten 
waren, und Kreiswahlvorschläge von Wahlberechtigten (sog. andere 
Wahlvorschläge) müssen somit von mindestens 50 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterschriftsleis-
tung vorhanden sein und ist bei der Einreichung nachzuweisen. Die 
Unterstützungsunterschriften sind auf amtlichen Formblättern gemäß 
Anlage 14 zu § 34 BWO unter Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen:

• Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter 

kostenfrei bereitgestellt. Bei der Anforderung sind Familienname, 
Vorname(n) und Anschrift (Hauptwohnung) des vorgeschlagenen 
Bewerbers anzugeben. Zudem ist der Name der Partei einschließ-
lich einer eventuell verwendeten Kurzbezeichnung bzw. bei an-
deren Wahlvorschlägen das Kennwort anzugeben. Wird bei der 
Anforderung der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 Bundes-
meldegesetz eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift eine 
Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfaches 
genügt nicht. Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers 
in einer Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Ver-
treterversammlung nachzuweisen. Die Formblätter werden vor der 
Sammlung der Unterstützungsunterschriften vom Kreiswahlleiter 
mit diesen Angaben und dem Dienstsiegel versehen. Unterschriften 
auf anderen, nicht amtlichen Formblättern sind ungültig.

• Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, 
müssen die Erklärung auf dem Formblatt persönlich und handschrift-
lich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind der Familienname, 
die Vornamen, das Geburtsdatum und die Anschrift der Haupt-
wohnung des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung 
anzugeben. Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt eine 
Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde (Stadt Leipzig, 
Amt für Statistik und Wahlen) darüber beizubringen, dass der 
Unterzeichner zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung im Wahl-
kreis wahlberechtigt war. Wer für einen anderen die Bescheinigung 
des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der Betreffende 
den Kreiswahlvorschlag unterstützt.

• Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unter-
zeichnen. Hat ein Wahlberechtigter mehrere Kreiswahlvorschläge 
unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren, der ersten 
Unterschrift folgenden Kreiswahlvorschläge, ungültig.

• Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung 
des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind un-
gültig.

Im Übrigen gelten die in den Bekanntmachungen vom 30. Januar 2021 
und 27. Februar 2021 veröffentlichten Festlegungen zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen. ■

Leipzig, den 26. Juni 2021
Dr. Christian Schmitt

Kreiswahlleiter

Ergänzende Bekanntmachung des Kreiswahlleiters  
über die Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl  

zum 20. Deutschen Bundestag am 26. September 2021 (Ergänzung zu 
den Bekanntmachungen vom 30. Januar 2021 und 27. Februar 2021)
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Die Leipziger Ratsversammlung hat in ihrer Sitzung am 23.06.2021 
folgende Neubenennungen, Teilumbenennungen, Aufhebungen 
und namentlichen Verlängerungen von Straßen beschlossen (VII-
DS-02446/21 Straßenbenennung 1/2021):

Neubenennungen
Stadtbezirk Nordost, Ortsteil Schönefeld-Ost
Neu entstehende Privatstraße nördlich der Stöhrerstraße
Die neu entstehende Straße nördlich der Stöhrerstraße erhält den 
Namen An der Melinenburg. Melinenburg: Wohngebäude, welches 
an der Straße liegt. 

Stadtbezirk Ost, Ortsteil Engelsdorf
B-Plan Nr. E-164 „Südlich der B 6“ 3. Änderung
Die neu entstehenden Privatstraßen erhalten den Namen Angelus-
weg. Angelus: Aus dem Lateinischen abgeleitet mit der Bedeutung: 
Engel, Bote Gottes; bezieht sich hier auf den Engel im Wappen der 
Ortschaft Engelsdorf. 

Stadtbezirk Südost, Ortsteil Probstheida
Die bogenförmige Privatstraße erhält den Namen An der Blumenquelle 
An der Blumenquelle: Erinnerung an den Gärtnerei-Hintergrund von 
Probstheida und Würdigung des Handwerks der Gärtnerei.

Stadtbezirk Südost, Ortsteil Meusdorf
B-Plan Nr. 398 „Parkstadt Dösen“
Die vier neu entstehenden Straßen in dem Gebiet erhalten die Na-
men Margaretha-Rothe-Straße, Georg-Lehmann-Bogen, Otto-Wil-
helm-Scharenberg-Bogen, Geschwister-Steinhausen-Straße. Rothe, 
Margaretha: geb. 1919 in Hamburg, gest. 1945 in Leipzig (Heilanstalt 
Dösen), Medizinstudentin, Mitglied der „Weißen Rose“ in Hamburg. 
Lehmann, Georg: geb. 1855, gest. 1918, erster Direktor der Heilanstalt 
Dösen. Scharenberg, Otto Wilhelm: geb. 1851 in Kiel, gest. 1920 in Erd-
mannsdorf, Architekt, Stadtbaurat. Sigrid Olympia Steinhausen: geb. 
1939, gest. 1941, Opfer der Euthanasie-Verbrechen zur Zeit des Natio-
nalsozialismus. Manfred Steinhausen: geb. 1937, gest. 1941, Opfer der 
Euthanasie-Verbrechen zur Zeit des Nationalsozialismus. 

Stadtbezirk Nord, Ortsteil Gohlis-Mitte
Der bisher unbenannte Platz zwischen der Virchowstraße, Wilhelm-
Plesse-Straße und dem Viertelsweg erhält den Namen Fritz-Riemann-
Platz. Riemann, Fritz: geb. 1881 in Schlotheim, gest. 1955 in Leipzig, 
Architekt, Städteplaner. 

Stadtbezirk Nord, Ortsteil Wiederitzsch
B-Plan Nr. 208 „Industriegebiet Seehausen II“
Die neu entstehende Straße erhält den Namen Paul-Beiersdorf-Straße. 
Beiersdorf, Paul: geb. 1836 in Neuruppin, gest. 1896 in Berlin, Apotheker, 
Firmengründer. 

Verlängerung von Straßen
Stadtbezirk Südwest, Ortsteil Knautkleeberg-Knauthain
B-Plan Nr. 391 „Wohngebiet nördlich der Fortunabadstraße/Dieskaustraße“
Die Dieskaustraße wird um einen neuen Straßenabschnitt nördlich 
des Syrakusweg von der Dieskaustraße aus in Richtung Syrakusweg 
namentlich verlängert. 

Stadtbezirk Südwest, Ortsteil Knautkleeberg-Knauthain
B-Plan Nr. 96 „Angersiedlung“
Der Birkenpilzweg wird um einen neuen Straßenabschnitt parallel 
zum Pilzanger vom Birkenpilzweg aus in Rehbacher Straße nament-
lich verlängert. 

Teilumbenennungen
Stadtbezirk Ost, Ortsteil Sellerhausen-Stünz
Der Straßenabschnitt der Püchauer Straße zwischen der Wurzner Straße 
und der Macherner Straße wird in Thallwitzer Straße umbenannt. 
Thallwitz: Gemeinde in Sachsen, welche nordöstlich von Leipzig liegt 
und zum Landkreis Leipzig gehört.

Stadtbezirk Nordwest, Ortsteil Wahren
B-Plan Nr. 264 „Pittlerstraße / Stammerstraße / Linkelstraße Nut-
zungsarten“
Der Straßenabschnitt der Stammerstraße zwischen der Pittlerstraße 
und dem „Friedhof Wahren“ wird in Polyphonstraße umbenannt. 
Polyphon Werke AG: Benennung nach dem von 1895 bis 1930 ansässige 
Unternehmen, welches mechanische Musikapparate herstellte.

Aufhebung
Stadtbezirk Nordwest, Ortsteil Lützschena-Stahmeln
B-Plan Nr. 354 „Gewerbepark Stahmeln“
Der Straßenname „Neuer Ring“ wird aufgehoben, da die Straße seit 
dem 04.08.2020 entwidmet und mittlerweile überbaut ist. 

Information
Stadtbezirk Mitte, Ortsteil Zentrum-Ost
B-Plan 323.2 „Hauptbahnhof Westseite, Teilbereich südlich der 
Parthe“
Information darüber, dass die Preußenseite im Ratsbeschluss VII-DS-
01101-NF-04 bis zur Berliner Straße verlängert wurde, da dies nicht 
eindeutig im Lageplan zu erkennen war.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die Neubenennungen, Teilumbenennung, Aufhebungen 
und Verlängerungen kann binnen eines Monats nach der amtlichen 
Bekanntmachung schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt 
Leipzig, Amt für Statistik und Wahlen, 04092 Leipzig (Postanschrift) 
bzw. Thomasiusstraße 1, Zimmer 218 (Hausanschrift) Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form 
gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt 
werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: Der 
Widerspruch kann unter statistik-wahlen@leipzig.de durch E-Mail mit 
qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG 
erhoben werden. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-
mail.de durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer 
Anmeldung gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.“ ■

Amt für Statistik und Wahlen

Neubenennungen, Teilumbenennungen,  
Aufhebungen und  

namentliche Verlängerungen von Straßen
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■ Termine

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 07.07., 17.00 Uhr, Neues 
Rathaus, Zi. 262, Sitzungssaal des Stadtrates
 - Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öffentlicher Sitzung
 - Bericht aus Beteiligungen
 - 1. Änderung zum Bau-und Finanzierungsbeschluss zur Sanierung 

und Umgestaltung der Arndtstraße im Abschnitt zwischen Karl-
Liebknecht-Straße und Arthur-Hoffmann-Straße, überplanmäßige 
Auszahlungen/ Aufwendungen nach § 79 (1) SächsGemO

 - Städtebaulicher Vertrag zum Bauvorhaben Neubau Logistikzent-
rum im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 750 „Industrie-
park Nord-Leipzig-Plaußig“, Alte Seehausener Straße/BMW-Allee/
Regensburger Straße

 - Finanzierung von Projekten Dritter aus den Einnahmen aus der 
Gästetaxe in den Haushaltsjahren 2021 und 2022 – Herstellung des 
Einvernehmens

 - Bewohnerparken Waldstraßenviertel – Änderung des Bewohner-
bereichs E (Bestätigung gem. §79 (1) SächsGemO) ■

(Änderungen vorbehalten)
Der Vorsitzende 

des Verwaltungsausschusses

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 05.07., 17.00 Uhr, Neues 
Rathaus, Festsaal
 - Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öffentlicher Sitzung
 - Es liegen keine Vorlagen vor.

Beschlüsse aus der 30. nichtöffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 10.05.2021
 - GVA-Nr. VII-123/2021: Ankauf des Flurstücks 161/39 der Gemarkung 

Stahmeln

Beschlüsse aus der 31. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksverkehrsausschusses am 07.06.2021
 - GVA-Nr. VII-125/2021: Ankauf des Grundstückes Straße des 17. Juni/

Harkortstraße, Flurstück 816a der Gemarkung Leipzig
 - GVA-Nr. VII-127/2021: Abschluss eines Mietvertrages für Kindertages-

stätte An der Hauptstraße 40a ■
Der Vorsitzende 

des Grundstücksverkehrsausschusses

Sitzung des Grundstücks- 
verkehrsausschusses

Tagesordnungen für die nachstehend aufgeführten Sitzungen der 
Ortschaftsräte lagen zu Redaktionsschluss teilweise nicht vor. 
Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de 

Ortschaftsrat Hartmannsdorf-Knautnaundorf
28.06.2021 um 18.30 Uhr

Ortschaftsrat Lützschena-Stahmeln
28.06.2021 um 18.30 Uhr im Leipzig Hotel, Saal Erdgeschoss, 
Hallesche Straße 190, 04159 Leipzig
 - Vorstellung von Pfarrer Dr. Markus Hein, seit September 2020 Pfar-

rer der Sophienkirchgemeinde und hier in Lützschena-Stahmeln,
 - Vorstellung des Projekts Schulcampus, einer weiterführenden Schule 

mit Oberschule und Gymnasium mit CJD als Schulträger, 
 - Themenjahr 2023: Leipzig-Stadt der Bühne, Vorstellung unseres 

Beitrages als Konzept unter dem Motto: „Lützschena-Stahmeln, 
wir sind dabei: Kulturmeile

 - Bismarckturm“,

Ortschaftsrat Burghausen
29.06.2021 um 19.30 Uhr im Sitzungszimmer des ehemaligen 
Gemeindeamts Burghausen, Miltitzer Straße 1, 04178 Leipzig
 - Vergabe von Brauchtumsmitteln 
 - Auswertung der verkehrsrechtlichen Anordnung (30er Zone) auf 

der B 181 zwischen dem „Grünen Bogen“ und dem „Ochsenweg“.

Ortschaftsrat Engelsdorf
05.07.2021 um 19 Uhr 

Ortschaftsrat Seehausen
06.07.2021 um 19 Uhr im Gasthof Hohenheida, Anger 42, 04356 
Leipzig
 - Stand Breitbandausbau
 - Beschlussvorlage Nr. VII-DS-02370 Städtebaulicher Vertrag zum 

Bauvorhaben Neubau Logistikzentrum im Geltungsbereich des 
Bebauungslplans  Nr. 750 „Industriepark Nord-Leipzig-Plaußig“, 
Alte Seehausener Straße/BMW-Allee/Regensburger Straße

Ortschaftsrat Holzhausen
08.07.2021 um 19.30 Uhr ■

Sitzungen  
der Ortschaftsräte
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■ Termine

Stadtbezirksbeirat West
28.06.2021, 18 Uhr, als Videokonferenz
 - https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a1576458d-

d81348669e5ab829115839d0%40thread.tacv2/1623142061813?con-
text=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d4462
27d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-
bbc65c81c453%22%7d

 - Informationen zum Kulkwitzer See
 - Vorbereitung des Termins mit dem Paten, Herrn Dienberg

Stadtbezirksbeirat Südost
29.06.2021, 18:30 Uhr, als Videokonferenz
 - http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-suedost
 - Außerschulische Angebote für Jugendliche und Schüler/Innen sowie 

rechtsextreme Aktivitäten in Stötteritz
 - Dritte Satzung zur Änderung der Satzung der Schulbezirke der Grund-

schulen der Stadt Leipzig vom 22.11.2018
 - Objektkonkreter Baubeschluss Gymnasium Schraderhaus / Heinrichstra-

ße 36 A (ehem. Täubchenweg 26) - Umbau eines Bestandsgebäudes 
zum neuen Schulstandort (Nachfolgend zum Baubeschluss VI-DS 05899 
NF-21) 

 - Baubeschluss Neue Nikolaischule, Gymnasium, Schönbachstr. 17 - 
Teilmodernisierung aufgrund Kapazitätserhöhung von Schüler- und 
Personenzahlen 

 - Bau- und Ausführungsbeschluss Interim Neue Nikolaischule / Be-
auftragung der LESG mit der Projektsteuerung zur Errichtung eines 
temporären Raumsystems

 - Stadtbezirksbudget 
Stadtbezirksbeirat Nordwest
01.07.2021, 18:00 Uhr, als Videokonferenz
 - http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nordwest
 - Vorstellung „Kraft für Leipzig“
 - Stadtbezirksbudget
 - Gehwegsituaion in der Friedrich-Bosse-Straße
 - Bebauungsplan Nr. 453 „Stadtquartier Glesiener Straße“, Stadtbezirk 

Nordwest, Ortsteil Möckern, Aufstellungsbeschluss;
 - Bebauungsplan Nr. 99 „Kasernengelände Werk Motor Möckern“, 

Stadtbezirke Nordwest u. Nord, Ortsteile Möckern, Gohlis-Mitte, 
Gohlis-Nord, Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses;

 - Bebauungsplan Nr. 357 „EnergiePark Leipzig-Möckern“, Stadtbezirk 
Nordwest, Ortsteil Möckern, Einstellung des Verfahrens

Stadtbezirksbeirat Nordost
30.06.2021, 17:30 Uhr, als Videokonferenz
 - www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nordost
 - Dritte Satzung zur Änderung der Satzung der Schulbezirke der Grund-

schulen der Stadt Leipzig vom 22.11.2018
 - Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Süd
30.06.2021, 18:00 Uhr, als Videokonferenz
 - https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-sued/ 
 - Gespräch mit Bürgermeister und Paten des Stadtbezirkbeirates Prof. 

Dr. Fabian
 - Vorstellung Koordinatorin für Jugend und Bildung im Planungsraum 

Mitte/Süd
 - Vorstellung aktueller Sachstände: Campus Stadtwerke Südost, Spitze 

Connewitzer Kreuz, Wolfgang-Heinze-Str.  Konzeptverfahren
 - Finanzierung Hortneubau „Werner-Vogel-Schulzentrum“
 - Startschuss für Jogger und Naturschutz“
 - Anträge zum Stadtbezirksbudget

Sitzungen  
der Stadtbezirksbeiräte

Stadtbezirksbeirat Nord
01.07.2021, 17:30 Uhr, als Videokonferenz
 - www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nord
 - Bebauungsplan Nr. 99 „Kasernengelände Werk Motor Möckern“, Stadt-

bezirke Nordwest u. Nord, Ortsteile Möckern, Gohlis-Mitte, Gohlis-Nord, 
Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses 

 - Planungsbeschluss zur Errichtung eines Multifunktionsgebäudes und 
dessen Verkehrserschließung durch den Eigenbetrieb Städtisches Klinikum 
„St. Georg“ Leipzig 

 - Stadtbezirksbudget
 - Komplexmaßnahme Georg-Schumann-Straße Abschnitt S-Bahn-Brücke 

bis Wiederitzscher Straße 
Stadtbezirksbeirat Südwest
05.07.2021, 18.30 Uhr, als Videokonferenz
 - www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-suedwest
 - Teilnahme des Bürgermeisters für Soziales, Gesundheit und Vielfalt (Prof. 

Dr. Fabian) als Pate
 - Bericht des Stadtplanungsamtes zur zweiten Planwerkstatt Ortsteilent-

wicklungskonzept Knauthain/ Knautkleeberg
 - Beratung zu Anträgen/Vorschläge zum Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Ost
07.07.2021, 18.00 Uhr, als Videokonferenz
 - www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-ost
 - Planungsbeschluss Neubau Stadtteilbibliothek
 - Otto-Runki-Platz
 - Planungsbeschluss Schulgebäude Paunsdorf - Errichtung Auslagerungs-

schule und Komplexsanierung Oberschule Paunsdorf 
 - Informationen zu Verkehrssituation in Stünzer Straße
 - Informationen zu Gestaltung Gehweg an der alten Ostwache
 - Informationen zu Evaluation Waffenverbotszone
 - kurze Projektvorstellung „Haus der Selbständigen“
 - Informationen des Quartiersmanagements (Leipziger Osten u. Paunsdorf)
 - Beratung zu Anträgen/Vorschläge zum Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Alt-West
07.07.2021, 17.30 Uhr, als Videokonferenz
 - https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a3b1d9a11a4d-

b443a9dd05628103db0ba%40thread.tacv2/1623142263392?con-
text=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22
%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d

 - Ehemaligen Schießkeller in der Nähe des Schützenhofes renaturieren
Stadtbezirksbeirat Mitte
08.07.2021, 18:00 Uhr, als Videokonferenz
 - https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-mitte/ 
 - Vorstellung LVB-Maßnahme Martin-Luther-Ring und LWB Neubauvor-

haben Shakespearestraße
 - Leipziger Stadtbad – Variantenvergleich zur Wiederinbetriebnahme
 - Reaktivierung des Stadtbades erneut prüfen und neue Nutzungsszena-

rien entwickeln
 - Planungsbeschluss Neubau einer Gemeinschaftsschule mit Sporthalle
 - Dösner Weg
 - Bewohnerparken Waldstraßenviertel – Änderung des Bewohnerbereichs E
 - vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 431 „Bau- und Gartenfachmarkt 

auf der Alten Messe
 - vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 388 „Quartier Volkshaus“
 - Verfall des Hotels Astoria
 - Willy-Brandt-Platz
 - Fahrradüberweg an Haltestelle Goerdelerring
 - Anträge zum Stadtbezirksbudget ■

https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a1576458dd81348669e5ab829115839d0%40thread.tacv2/1623142061813?context=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d
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https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a1576458dd81348669e5ab829115839d0%40thread.tacv2/1623142061813?context=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d
https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a1576458dd81348669e5ab829115839d0%40thread.tacv2/1623142061813?context=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d
https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a1576458dd81348669e5ab829115839d0%40thread.tacv2/1623142061813?context=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-suedost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nordwest
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nordost
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-sued/
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nord
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-suedwest
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-ost
https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a3b1d9a11a4db443a9dd05628103db0ba%40thread.tacv2/1623142263392?context=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d
https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a3b1d9a11a4db443a9dd05628103db0ba%40thread.tacv2/1623142263392?context=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d
https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a3b1d9a11a4db443a9dd05628103db0ba%40thread.tacv2/1623142263392?context=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d
https://teams.microsoft.com/l/meetup-join/19%3a3b1d9a11a4db443a9dd05628103db0ba%40thread.tacv2/1623142263392?context=%7b%22Tid%22%3a%223a2ea3c5-4bc8-44b2-bc19-5d446227d778%22%2c%22Oid%22%3a%22c882d816-446b-4d7d-a901-bbc65c81c453%22%7d
https://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-mitte/
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Die Kreisfreie Stadt Leipzig erlässt auf der Grundlage des § 28 Abs. 1 Satz 1, 
§ 29 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung 
und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutz-
gesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen 
der Prophylaxe folgende

Allgemeinverfügung:
1. Begriffsbestimmung
 Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit nicht anders 

angegeben, für folgende Personen (betroffene Personen):
1.1 Personen, denen vom Gesundheitsamt oder von einem behandelnden 

Arzt einer mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Person mit-
geteilt wurde, dass sie aufgrund eines engen Kontakts zu einer mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Person (Quellfall) nach den jeweils 
geltenden Kriterien des Robert Koch-Instituts enge Kontaktpersonen 
sind. Dazu gehören insbesondere, aber nicht ausschließlich, Personen, die 
mit der positiv getesteten Person in einem Hausstand zusammenleben 
(Hausstandsangehörige), sobald sie von dieser Person über das positive 
Testergebnis informiert wurden oder sie die Mitteilung nach Satz 1 erhalten 
haben 

1.2 Personen, die Symptome zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion 
hindeuten (Covid-19-typische Symptome), und für die entweder das 
Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet hat oder die 
sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung einer Testung auf 
SARS-CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen). 

1.3 Personen, die sich selbst mittels Antigenschnelltest positiv getestet haben 
(sog. Corona-Laien-Test oder Selbsttest), der ohne fachkundige Aufsicht 
durchgeführt wurde, gelten bis zum Vorliegen des Ergebnisses des PCR-
Tests (molekularbiologische Untersuchung auf das Vorhandensein von 
Coronavirus SARS-CoV-2) als Verdachtsperson.

1.4 Personen, die Kenntnis davon haben, dass ein nach Inkrafttreten die-
ser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener PCR-Test oder 
Antigenschnelltest (Antigentest für den direkten Erregernachweis von 
SARS-CoV-2) oder ein unter fachkundiger Aufsicht selbst durchgeführter 
Antigenschnelltest oder PCR-Test ein positives Ergebnis aufweist (positiv 
getestete Personen) und die weder enge Kontaktpersonen nach Nr. 1.1 
dieser Allgemeinverfügung noch Verdachtspersonen nach Nr. 1.2 oder 
Nr. 1.3 dieser Allgemeinverfügung sind. 

1.5 Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten zudem für betroffene 
Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Kreisfreien Stadt 
Leipzig haben oder zuletzt hatten, wenn der Anlass für die Amtshandlung 
in der Kreisfreien Stadt Leipzig hervortritt. In diesen Fällen wird das örtlich 
zuständige Gesundheitsamt unverzüglich unterrichtet. Die Regelungen 
dieser Allgemeinverfügung gelten so lange fort, bis das örtlich zuständige 
Gesundheitsamt etwas Anderes entscheidet.

2. Vorschriften zur Absonderung
2.1 Anordnung der Absonderung und Testung:
2.1.1 Enge Kontaktpersonen müssen sich unverzüglich nach der Mitteilung 

gemäß Nr. 1.1 und bis zum Ablauf des 14. Tages nach dem vom Gesund-
heitsamt mitgeteilten letzten Kontakt mit einer positiv getesteten Person 
(Nr. 1.4., „Quellfall“) absondern, sofern keine anderweitige Anordnung des 
Gesundheitsamtes erfolgt. Das Gesundheitsamt nimmt die Kontaktdaten 
auf und belehrt die Kontaktpersonen unverzüglich schriftlich, elektronisch 
oder zunächst mündlich über die einzuhaltenden Maßnahmen.

 Davon abweichend müssen sich Hausstandsangehörige unverzüglich nach 

Kenntniserlangung von dem positiven Testergebnis der im Hausstand 
wohnenden Person (1.4) in Absonderung begeben. 

 Ausgenommen von der Pflicht zur Absonderung und der Weitergabe ihrer 
Kontaktdaten sind

• Hausstandsangehörige, die seit dem Zeitpunkt der Testung bzw. ab Auf-
treten der ersten typischen Symptome des Quellfalls sowie in den zwei 
Tagen vor diesem Zeitpunkt keinen Kontakt zu der positiv getesteten 
Person hatten und ihrerseits keine typischen Symptome aufweisen. 

 Von der Absonderung befreit sind symptomfreie,  
• zum Zeitpunkt des Kontaktes zu einer positiv getesteten Person vollständig 

gegen COVID-19 geimpfte Personen ab dem 15. Tag nach Gabe der letzten 
Impfdosis. Dazu gehören auch immungesunde Personen, bei denen eine 
mittels PCR-Test bestätigte SARS-CoV-2-Infektion vorlag („Genesene“) 
und die nach der Infektion mit einer Impfstoffdosis geimpft wurden,

• immungesunde Personen, bei denen vor höchstens sechs Monaten eine 
mittels PCR-Test bestätigte SARS-CoV-2-Infektion vorlag („Genesene“). 

 Dies gilt jedoch nicht, wenn der Verdacht oder Nachweis besteht, dass der 
Quellfall mit einer besorgniserregenden SARS-CoV-2-Variante infiziert ist. 
Besorgniserregende Varianten im Sinne dieser Allgemeinverfügung sind alle 
vom Robert Koch-Institut als solche benannten Varianten mit Ausnahme 
der Variante B.1.1.7. 

 Die von der Absonderung befreite Kontaktperson muss unverzüglich den 
Nachweis der vollständigen Impfung bzw. der vorangegangenen Infektion 
gegenüber dem Gesundheitsamt erbringen. 

 Entwickeln Kontaktpersonen, die von der Pflicht zur Absonderung befreit 
sind, Covid-19-typische Symptome, müssen sich diese selbst in Absonde-
rung begeben und eine zeitnahe Testung veranlassen.

2.1.2 Verdachtspersonen müssen sich unverzüglich nach der Mitteilung des 
Gesundheitsamts über die Anordnung der Testung oder, wenn eine solche 
Anordnung nicht erfolgt ist, unverzüglich nach Vornahme der Testung 
absondern. Verdachtspersonen, die sich selbst mittels eines sogenannten 
Corona-Laien-Tests bzw. Selbsttests positiv getestet haben, müssen un-
verzüglich einen PCR-Test durchführen lassen. Bis zum Vorliegen des 
Testergebnisses müssen sich die Personen in jedem Fall absondern. Im Fall 
eines positiven PCR-Testergebnisses gilt die Person als positiv getestete 
Person. Verdachtspersonen sind verpflichtet, ihre Hausstandsangehörigen 
über den Verdacht auf eine Infektion zu informieren und auf das Gebot 
zur Kontaktreduzierung hinzuweisen.

2.1.3 Positiv getestete Personen müssen sich unverzüglich nach Kenntnis-
erlangung des positiven Testergebnisses absondern. Die positiv getestete 
Person ist verpflichtet, sich beim Gesundheitsamt zu melden und über das 
Testergebnis zu informieren. Sie hat zugleich dem Gesundheitsamt ihre 
Absonderung unter Angabe ihres Namens, sowie einer Post und E-Mail-Ad-
resse/Telefonnummer mitzuteilen. Außerdem hat sie das Gesundheitsamt 
über ihre engen Kontaktpersonen, inklusive der Hausstandsangehörigen, 
zu informieren. Zudem ist sie verpflichtet, ihre Hausstandsangehörigen 
über das positive Testergebnis und die damit verbundene Pflicht zur Ab-
sonderung zu informieren. Sie muss ihre weiteren engen Kontaktpersonen 
über das positive Testergebnis und die Weitergabe von deren Kontaktdaten 
an das Gesundheitsamt informieren sowie diese darauf hinweisen, eben-
falls auf Krankheitssymptome zu achten und Kontakte zu minimieren. 
Personen, welche die Corona-Warn-App heruntergeladen haben, wird 
dringend empfohlen, das positive Testergebnis zu teilen.

 Durch einen Antigenschnelltest positiv getestete Personen haben sich un-
verzüglich mittels eines PCR-Tests bei einem Arzt oder bei einer testenden 
Stelle nachtesten zu lassen, um das Testergebnis zu bestätigen. Wenn der 
PCR-Test negativ ausfällt, endet die Pflicht zur Absonderung für die Person 
und ggf. ihre Hausstandsangehörigen. 

Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig zum Vollzug  
des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von  

Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG)
Absonderung von engen Kontaktpersonen,  

von Verdachtspersonen und von positiv auf das  
Coronavirus getesteten Personen

Bekanntmachung der Kreisfreien Stadt Leipzig  
vom 24.06.2021
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2.2 Die Absonderung hat in einer Wohnung oder einem anderweitig räumlich 
abgrenzbaren Teil eines Gebäudes (Absonderungsort) zu erfolgen. 

2.3 Enge Kontaktpersonen, Verdachtspersonen und positiv getestete Perso-
nen dürfen während der Zeit der Absonderung den Absonderungsort 
nicht ohne ausdrückliche Zustimmung des Gesundheitsamtes verlassen. 
Der Absonderungsort darf ausschließlich nur für die Durchführung der 
Testung unter strenger Beachtung der Hygieneregeln (FFP2-Maske, Ab-
standsregeln) verlassen werden. Der zeitweise Aufenthalt in einem zum 
Absonderungsort gehörenden Garten, einer Terrasse oder eines Balkons 
ist nur alleine gestattet. Im Übrigen gilt 5.2.

2.4 In der gesamten Zeit der Absonderung muss eine räumliche oder zeitliche 
Trennung des/der Betroffenen von anderen Hausstandsangehörigen 
sichergestellt sein. Eine „zeitliche Trennung“ kann z. B. dadurch erfolgen, 
dass die Mahlzeiten nicht gemeinsam, sondern nacheinander eingenom-
men werden. Eine „räumliche Trennung“ kann z. B. dadurch erfolgen, 
dass sich die betroffene Person in einem anderen Raum als die anderen 
Hausstandsangehörigen aufhält.

2.5 Während der Absonderung darf die betroffene Person keinen Besuch 
durch Personen, die nicht zum selben Hausstand gehören, empfangen. Das 
Gesundheitsamt kann im begründeten Einzelfall eine andere Entscheidung 
treffen. 

2.6 Die testende Stelle informiert die getesteten Personen schriftlich oder 
elektronisch über die Verpflichtung zur Absonderung. Die Meldepflichten 
gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG bleiben davon 
unberührt und erfolgen digital unter Nutzung eines individuellen e-Mel-
deportals des Gesundheitsamtes.

3. Hygieneregeln während der Absonderung
 Die engen Kontaktpersonen, die Verdachtspersonen und die positiv geteste-

ten Personen haben die Belehrungen und Hinweise des Gesundheitsamtes 
hinsichtlich erforderlicher Hygiene- und Schutzmaßnahmen, insbesondere 
zur Verhinderung einer weiteren Verbreiterung der Infektionen, zu beachten 
und einzuhalten. 

4. Maßnahmen während der Absonderung
4.1. Das Gesundheitsamt soll den Kontakt mit der engen Kontaktperson aktiv 

aufnehmen und pflegen. Die Kontaktaufnahme erfolgt per Telefon, hilfswei-
se durch elektronische Kommunikationsmittel wie z. B. E-Mail oder andere 
digitale Medien. Das Gesundheitsamt kann eine Testung während der Ab-
sonderung anordnen. Bei positivem Ergebnis des Antigenschnelltests muss 
das Gesundheitsamt informiert und ein PCR-Test durchgeführt werden. 
Ist auch der PCR-Test positiv, so wird die Kontaktperson zu einer positiv 
getesteten Person. Die Absonderungszeit verlängert sich entsprechend.

4.2 Während der Zeit der Absonderung haben die enge Kontaktperson und 
die positiv getestete Person ein Tagebuch zu führen, in dem – soweit mög-
lich – zweimal täglich die Körpertemperatur und – soweit vorhanden – der 
Verlauf von Symptomen sowie allgemeine Aktivitäten und der Kontakt zu 
weiteren Personen festzuhalten sind. Auf Verlangen des Gesundheitsamtes 
sind Informationen aus dem Tagebuch mitzuteilen.

4.3 Während der Absonderung haben die enge Kontaktperson und die positiv 
getestete Person Untersuchungen (z. B. ärztliche Konsultationen und Diag-
nostik) und die Entnahme von Untersuchungsmaterial durch Beauftragte 
des Gesundheitsamtes an sich vornehmen zu lassen. Dies betrifft insbeson-
dere Abstriche von Schleimhäuten für Testungen und Blutentnahmen. 

4.4 Ist die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs in einem Unternehmen 
der kritischen Infrastruktur oder des Dienstbetriebs einer Behörde trotz 
Ausschöpfung aller organisatorischen Möglichkeiten, wie der Umsetzung 
von Personal aus anderen Bereichen, durch die Absonderung gefährdet, 
so gilt Folgendes: Es kann im dringenden Einzelfall bei asymptomatischen 
positiv getesteten Personen und engen Kontaktpersonen die Ausübung der 
beruflichen Tätigkeit außerhalb des Absonderungsortes unter Beachtung 
von Auflagen zur Einhaltung der Infektionshygiene zum Schutz anderer 
Mitarbeiter in der Anordnung der Absonderung zugelassen werden. Die 
Entscheidung trifft das zuständige Gesundheitsamt, ggf. nach Rücksprache 
mit dem betriebsärztlichen Dienst und der Betriebs- oder Behördenleitung. 

4.5 Nr. 4.4 gilt grundsätzlich nicht für medizinisches und nicht-medizinisches 
Personal in Alten- und Pflegeeinrichtungen, Arztpraxen und Krankenhäu-
sern. In begründeten Einzelfällen kann das Gesundheitsamt hier abweichend 
entscheiden.

5 Weitergehende Regelungen während der Absonderung
5.1 Wenn enge Kontaktpersonen Krankheitszeichen zeigen, die mit einer SARS-

CoV-2-Infektion vereinbar sind, oder wenn sich bei Verdachtspersonen der 
Gesundheitszustand verschlechtert, haben sie das Gesundheitsamt unver-
züglich telefonisch, hilfsweise durch elektronische Kommunikationsmittel 
wie z. B. E-Mail oder andere digitale Medien zu kontaktieren.

5.2 Sollte während der Absonderung eine weitergehende medizinische 
Behandlung oder ein Rettungstransport erforderlich werden, muss die 
betroffene Person vorab telefonisch die versorgende Einrichtung oder 

den Rettungsdienst über den Grund der Absonderung informieren. Das 
Gesundheitsamt ist zusätzlich zu unterrichten.

5.3 Ist die betroffene Person minderjährig oder ist eine Betreuerin oder ein 
Betreuer angeordnet, sind die Personensorgeberechtigten der betroffenen 
Person für die Einhaltung der Absonderung verantwortlich.

6 Beendigung der Maßnahmen
6.1 Bei engen Kontaktpersonen, endet die Absonderung 14 Tage nach dem 

Tag des letzten Kontakts zu dem Quellfall soweit das Gesundheitsamt 
nichts anderes angeordnet hat. Am Ende der Absonderungszeit soll eine 
Testung mittels Antigenschnelltest (kein Selbsttest) erfolgen. Im Falle eines 
positiven Antigentests muss eine bestätigende Testung mittels PCR-Test 
durchgeführt werden. 

 Die nicht-positiv getestete Kontaktperson, insbesondere Hausstandsan-
gehörige, soll noch eine Woche nach dem Ende der 14-tägigen Absonde-
rungsdauer ihre beruflichen und privaten Kontakte reduzieren sowie eine 
ergänzende Selbstbeobachtung auf Krankheitszeichen durchführen. Bei 
Auftreten von Symptomen muss das Gesundheitsamt informiert werden. 

6.2 Bei Verdachtspersonen endet die Absonderung mit dem Vorliegen eines 
negativen Testergebnisses (PCR-Test). Das negative Testergebnis ist auf 
Verlangen der Verdachtsperson schriftlich oder elektronisch zu bestätigen. 
Ist das Testergebnis der Verdachtsperson positiv, gelten die Regelungen 
zur positiv getesteten Person (6.3). 

6.3 Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung grundsätzlich nach 
14 Tagen, wenn keine Symptome aufgetreten sind. Im Fall des Auftretens 
von Symptomen endet die Absonderungsfrist nach frühestens 14 Tagen, 
wenn am Ende der Frist in den letzten 48 Stunden keine Symptome auftraten. 
Zum Ende der Absonderungszeit ist eine Testung mittels Antigenschnelltest 
empfohlen. Bei fortbestehendem Nachweis von SARS-CoV-2 über den Ab-
sonderungszeitraum hinaus, kann das Gesundheitsamt die Absonderung 
um längstens sieben Tage verlängern bzw. andere Maßnahmen ergreifen.

7 Zuwiderhandlungen
 Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung kann nach § 73 

Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs.2 IfSG als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße 
bis zu 25.000 EUR geahndet werden. Wird die Zuwiderhandlung vorsätz-
lich begangen und dadurch die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) 
verbreitet, kann dies gemäß § 74 IfSG als Straftat geahndet werden.

8 Sofortige Vollziehbarkeit, Inkrafttreten, Außerkrafttreten
 Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. Sie tritt am 

28.06.2021 in Kraft und mit Ablauf des 25.07.2021 außer Kraft.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig in 04109 
Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, Sitzanschrift (Besucheranschrift: Gesund-
heitsamt, Friedrich-Ebert-Straße 19a, 04109 Leipzig) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
1. Der Widerspruch kann unter rechtsamt@leipzig.de durch E-Mail mit quali-

fizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben 
werden. 

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-Mail 
in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß § 5 Abs. 
5 De-Mail-Gesetz erhoben werden. 

Hinweise:
Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 1 Sächsisches Verwaltungsver-
fahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz (SächsVwVfZG) i. V. m. § 41 
Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) öffentlich bekannt gegeben, 
da eine Bekanntgabe an die Beteiligten aufgrund der Sachlage untunlich ist. 
Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt gemäß §§ 1 SächsVwVfZG, 41 Abs. 4 
VwVfG i. V. m. §§ 1 und 2 der Satzung der Stadt Leipzig über die Form der 
öffentlichen Bekanntmachung und der ortsüblichen Bekanntgabe (Bekanntma-
chungssatzung) vom 24.03.2021 durch die öffentliche Bekanntmachung dieser 
Allgemeinverfügung in der elektronischen Ausgabe des Amtsblattes der Stadt 
Leipzig auf der Internetseite der Stadt Leipzig unter https://www.leipzig.
de/amtsblatt. Jedermann kann unentgeltlich Ausdrucke des elektronischen 
Amtsblattes der Stadt Leipzig, während der allgemeinen Öffnungszeiten er-
halten oder in öffentlichen Einrichtungen der Stadt Leipzig auf die Publikation 
zugreifen. Ferner besteht die Möglichkeit der Zusendung von Ausdrucken 
gegen Kostenersatz des Versandes.
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG i. V. m. § 2 
Abs. 2 der Bekanntmachungssatzung am Tag nach der ortsüblichen Bekannt-
machung als bekannt gegeben. ■

Leipzig, den 24.06.2021
Burkhard Jung

Oberbürgermeister
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Beschluss Nr. VII-DS-02424 der Ratsversammlung vom 23.06.2021 
(veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt Nr. 7 vom 26.06.2021)
Auf der Grundlage des § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Sachsen (SächsGemO) vom 09.03.2018 in der Fassung vom 16.12.2020 
und des § 23 Absatz 3 des Schulgesetzes für den Freistaat Sachsen 
(SächsSchulG) vom 27.09.2018 in der Fassung vom 17.12.2020 hat 
der Stadtrat der Stadt Leipzig am 23.06.2021 folgende Neufassung 
der Satzung zur Schülerbeförderung in der Stadt Leipzig - zuletzt 
geändert am 15.04.2015 (Beschluss Nr. DS-00676/14 der Ratsversamm-
lung, veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 9 vom 02.05.2015) 
- beschlossen:

I. Gegenstand der Satzung
§ 1 

Geltungsbereich
Diese Satzung regelt zur notwendigen Schülerbeförderung nach 

Maßgabe der jeweils geltenden gesetzlichen Vorschriften die An-
spruchsberechtigung, die Eigenanteile, die Kostenerstattung und 
Beförderungsleistungen für Schüler/-innen bzw. deren Personen-
sorgeberechtigte/n.

§ 2  
Art, Umfang und Abgrenzung  

der Schülerbeförderung
(1) Die Schülerbeförderung im Sinne des Sächsischen Schulgesetzes 

umfasst alle im unmittelbaren Zusammenhang mit der Teilnahme 
am stundenplanmäßigen Unterricht notwendigen Fahrten von 
Schüler/-innen vom Wohnsitz zur Schule und zurück. In Schul-
ferienzeiträumen erfolgt keine Beförderung und keine Erstattung.

(2) Die Satzung regelt in Übereinstimmung mit dem Sächsischen Schul-
gesetz die notwendige Schülerbeförderung von Schüler/-innen, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Freistaat Sachsen 
haben und öffentliche Schulen oder staatlich genehmigte Ersatzschu-
len freier Träger, die im Gebiet der Stadt Leipzig liegen, besuchen.

(3) Fahrten zwischen verschiedenen Unterrichtsstätten (Unterrichts-
wegefahrten) sind nicht Schülerbeförderung im Sinne des Sächsi-
schen Schulgesetzes und werden vom Regelungsgegenstand dieser 
Satzung nicht erfasst. Sie sind selbst dann nicht Gegenstand dieser 
Satzung, wenn die Fahrten vom Wohnsitz bzw. zurück ohne Um-
weg über die Schule erfolgen. Für Praktika im Stadtgebiet Leipzig 
können Schüler/-innen, die nicht über eine eigene Schülerfahrkarte 
verfügen, für den Zeitraum des Praktikums die PraktikumsCard 
nutzen, die über die jeweilige Schule ausgegeben wird.

(4) Schüler/-innen, die wegen einer Behinderung Eingliederungshilfe 
erhalten, haben keinen Anspruch auf Erstattung von Beförderungs-
kosten gemäß dieser Satzung. Notwendige Fahrtkosten werden als 
Bestandteil der Eingliederungshilfe durch die jeweiligen Kosten-
träger übernommen.

(5) Bei der Schülerbeförderung wird unterschieden zwischen Schüler-
individualverkehr und Schülerspezialverkehr.

(5a) Die Schülerbeförderung mit dem Schülerindividualverkehr erfolgt 
mit Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennahverkehrs des 
Stadt-, Vorort- und Regionalverkehrs. Hierzu zählen die für die 
Beförderung von Personen allgemein zugänglichen Linienverkehre 
mit Straßenbahnen und Bussen, Kraftfahrzeugen sowie Linienver-
kehre der Eisenbahn.

(5b) Die Schülerbeförderung mit dem Schülerspezialverkehr erfolgt 
durch vom Schulträger beauftragte Behindertenfahrdienste/Be-
hindertenfahrzeuge (Schülerspezialverkehr gemäß Freistellungs-
verordnung zum Personenbeförderungsgesetz) vom Wohnsitz 
zur Schule und zurück, wenn eine Beförderung mit dem ÖPNV 
oder privaten PKW aufgrund der Behinderung des Kindes nicht 
möglich ist. 

II. Schülerbeförderung im Schülerindividualverkehr
§ 3  

Anspruch auf Schülerbeförderung und anteilige Kostentragung 
im Schülerindividual-verkehr durch die Stadt Leipzig 

(1) Einen Anspruch auf Schülerbeförderung haben Schüler/-innen beim 

regelmäßigen Besuch des Unterrichtes der Schule in Ausübung der 
gesetzlichen Schulpflicht gemäß Sächsischem Schulgesetz. 

 Die Prüfung einer Berechtigung auf anteilige Kostentragung durch 
die Stadt Leipzig findet nur für diejenigen Schüler/-innen statt, 
deren Beförderungsanspruch den Geltungsbereich des Bildungs-
tickets überschreitet und deren entstandenen anrechnungsfähigen 
Schülerbeförderungskosten den Eigenanteil in Höhe von 180 Euro 
übersteigen.

(2) Der Beförderungsanspruch erstreckt sich nur auf den Schulbesuch 
der nachfolgenden Schularten:
-  Grundschule 
-  Oberschule,
-  Gymnasium,
-  Förderschule/Förderzentrum
-  berufsbildende Schule im unmittelbaren zeitlichen Anschluss 

an die allgemeinbildende Schule ohne duale Ausbildung
(3) Schüler/-innen der allgemeinbildenden sowie berufsbildenden 

Schulen, deren Beförderungsanspruch den Geltungsbereich des 
Bildungstickets überschreitet und deren entstandenen anrechnungs-
fähigen Schülerbeförderungskosten den Eigenanteil in Höhe von 
180 Euro übersteigen, können einen Antrag auf Teilerstattung der 
Schülerbeförderungskosten einreichen.

(4) Ein Anspruch auf anteilige Kostentragung durch die Stadt Leipzig 
besteht nicht, wenn Schüler/-innen aus den in Absatz 2 genannten 
Schularten der beruflichen Bildung bereits eine Förderung nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) oder Leistungen 
nach dem Sozialgesetzbuch – Drittes Buch – (SGB III) erhalten oder 
nicht mehr berufsschulpflichtig sind.

(5) Kann eine der nächstgelegenen Schulen der Stadt oder des Land-
kreises, in dem der/die Schüler/-in wohnt, aus schulorganisatori-
schen Gründen (z. B. Kapazität) oder schulspezifischen Gründen 
(z. B. Profile, Besuch einer Gemeinschaftsschule) nicht besucht 
werden, ist dies vom Antragsteller/von der Antragstellerin durch 
schriftliche Bestätigung der Schulleiterin/des Schulleiters dieser 
Schulen nachzuweisen.

(6) Die Bestimmungen des Absatzes 5 gelten auch bei einem während 
des Schuljahres erfolgten Wohnsitzwechsel. Auf Antrag kann beim 
Vorliegen wichtiger, von der Schulaufsichtsbehörde (Landesamt für 
Schule und Bildung - LaSuB) befürworteter, Gründe ein Anspruch 
festgestellt werden.

§ 3a  
Organisation und Durchführung der Schülerbeförderung  

im Schülerindividualverkehr
(1) Schüler/-innen der allgemeinbildenden Schulen sowie Schüler/-

innen der berufsbildenden Schulen ohne duale Ausbildung sind 
zum Kauf des Bildungstickets berechtigt. 

(2) Berufsschüler/-innen mit dualer Ausbildung haben keinen An-
spruch auf das Bildungsticket bzw. anteilige Kostentragung durch 
die Stadt Leipzig. Für sie gilt das AzubiTicket Sachsen. 

(3) Der Erwerb des Bildungstickets und des AzubiTicket Sachsen 
erfolgt direkt und auf eigene Rechnung durch die Personensorge-
berechtigten bzw. die volljährigen Schüler/-innen bei den Service-
stellen im Mitteldeutschen Verkehrsverbund sowie der Leipziger 
Verkehrsbetriebe (LVB) nach dem dort geltenden Bestellverfahren 
eines Abonnements. Den Geltungsbereich des Bildungstickets und 
des AzubiTicket Sachsen regeln die gültigen Tarifbestimmungen 
und Beförderungsbedingungen des Mitteldeutschen Verkehrs-
verbundes (MDV).

(4) Die Stadt Leipzig regelt die anteilige Kostentragung für das Bil-
dungsticket im Schülerindividualverkehr durch die Vereinbarung 
„Leipziger Modell zur Schülerbeförderung“ mit den LVB nach 
den gültigen Tarifbestimmungen und Beförderungsbedingungen 
des MDV. 

(5) In begründeten Fällen können bei vorbehaltloser Genehmigung die an-
fallenden Kosten für die Schülerbeförderung mit einem privaten Kraftfahr-
zeug erstattet werden. Die jeweiligen Nachweise sind auf Verlangen des 
Kostenträgers vom Antragsteller/von der Antragstellerin auf eigene Kosten 
zu erbringen. Die Entscheidung trifft das Amt für Schule nach Prüfung.

Neufassung der Satzung zur  
Schülerbeförderung in der Stadt Leipzig  

(Schülerbeförderungssatzung)
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§ 3b  
Eigenanteil im Schülerindividualverkehr

(1) Der Eigenanteil der Antragsteller/-innen für die entstandenen 
anrechnungsfähigen Schülerbeförderungskosten im Schülerindi-
vidualverkehr beträgt 180 Euro pro Schuljahr.

(2) Eine Rückerstattung für ausgefallene Fahrten ist ausgeschlossen. 
(3) Der Eigenanteil wird im Rahmen der Abrechnung mit den notwendi-

gen entstandenen Beförderungskosten für den Schulweg verrechnet.
§ 3c  

Umfang und Höhe der Kostenübernahme  
im Schülerindividualverkehr

(1) Die Stadt Leipzig trägt gemäß der gültigen Satzung die den Eigen-
anteil übersteigenden Beförderungskosten im Einzelfall, wenn der 
Beförderungsanspruch den Geltungsbereich des Bildungstickets 
überschreitet.

(2) Bei vorbehaltlos genehmigter Benutzung eines privaten Kraftfahr-
zeuges beträgt die Höhe der Wegstreckenentschädigung 0,33€ pro 
anzurechnendem Kilometer. Für jede(n) weitere(n) regelmäßig 
mitgenommene(n) Schüler/-in, der/die die Voraussetzungen für 
die Erstattung der Fahrtkosten gemäß § 3 dieser Satzung erfüllt, 
wird eine Mitnahmeentschädigung in Höhe von 0,02€/km gemäß 
Sächsischem Reisekostengesetz angerechnet. Die Geltendmachung 
eines eigenen Erstattungsanspruchs durch den/die mitgenomme-
ne(n) Schüler/-in ist ausgeschlossen. Maßgeblich ist die kürzeste 
öffentliche Wegstrecke vom Wohnsitz zur Schule und zurück. Kosten 
für Leerkilometer werden nicht erstattet. Für den Versicherungs-
schutz ist der Fahrzeughalter verantwortlich.

(3) Liegt ein begründeter Fall zur Erstattung von Beförderungskosten mit 
einem privaten Kraftfahrzeug nach § 3a Absatz 5 nicht vor, werden 
nur die Kosten erstattet, die bei der Nutzung des preisgünstigsten 
öffentlichen Verkehrsmittels anfallen würden.

(4) Für Schüler/-innen, die in einem Internat der Stadt Leipzig wohnen, 
wird wöchentlich nur eine Hinfahrt zur Schule bzw. zum Internat 
und eine Rückfahrt zum Wohnsitz genehmigt. Die Fahrten zum 
Trainingslager, zu den Wettkämpfen und aus persönlichen Grün-
den sind nicht Gegenstand dieser Satzung. Die dafür entstandenen 
Kosten können nicht erstattet werden.

§ 3d  
Antrags- und Abrechnungsverfahren sowie Fristen  

im Schülerindividualverkehr
(1) Der Antrag auf Teilerstattung von Schülerbeförderungskosten 

ist in der Schule, welche im beantragten Schuljahr besucht wird, 
einzureichen. Hierzu sind die in den Schulen erhältlichen Antrags-
formulare zu verwenden.

(2) Der entsprechende Antrag kann ab 1. Mai des laufenden Schul-
jahres für die darauffolgenden Schuljahre gestellt werden. Eine 
rückwirkende Kostenerstattung für die Zeit vor dem Zugang des 
Antrags ist ausgeschlossen. Die Abgabe des ausgefüllten und von 
der Schule bestätigten Antrags erfolgt im Amt für Schule.

(3) Bei Schulartänderung sowie bei jeglicher Änderung der persönlichen 
und schulischen Situation ist ein neuer Antrag an der neuen Schule 
zu stellen. Die Genehmigung anteiliger Schülerfahrtkosten bei An-
tragstellung und Umzug im laufenden Schuljahr bzw. bei Wechsel 
der Beförderungsart erfolgt ab dem Monat des Antragseingangs in 
der Schule oder im Amt für Schule.

(4) Die einmalige Kostenerstattung pro Schuljahr erfolgt grundsätz-
lich zum Schuljahresende und nur bei Vorlage einer vollständigen 
Abrechnung (Abrechnungsbogen) der Personensorgeberechtigten 
bzw. der volljährigen Schüler/-innen. Der Abrechnungsbogen muss 
folgende Angaben enthalten: Name und Vorname des Schülers/der 
Schülerin, die besuchte Schule und Klassenstufe, Name, Vorname, 
Anschrift, Kontonummer und Bankverbindung des Anspruchsbe-
rechtigten, den Abrechnungszeitraum und den beantragten Gesamt-
betrag. Als Nachweis gelten ausschließlich Originalbelege. Diese 
sind der Abrechnung beizufügen. Bei vorbehaltlos genehmigter 
Benutzung eines privaten Kraftfahrzeuges sind die Pkw-Fahrten 
unter Angabe der zurückgelegten Kilometer zu Nachweiszwecken 
aufzulisten und der Abrechnung beizufügen. 

(5) Die ordnungsgemäßen Abrechnungen (Abrechnungsbögen) für 
das vergangene Schuljahr sind nach Bestätigung der schuljähr-
lichen Teilnahme am Unterricht des Schülers/der Schülerin durch 
die Schule bis spätestens 30. September des folgenden Schuljahres 
im Amt für Schule einzureichen. Nach Fristablauf können An-
sprüche nur geltend gemacht werden, wenn der Antragsteller/
die Antragstellerin ohne Verschulden an der Einhaltung der Frist 
gehindert war. Der Antrag ist binnen eines Monats nach Wegfall 
des Hindernisses zu stellen. 

(6) Den Personensorgeberechtigten bzw. den volljährigen Schüler/-in-
nen werden aufgrund des bewilligten Antrages auf Teilerstattung 
von Schülerbeförderungskosten und der fristgemäßen vollständi-
gen Abrechnung die notwendigen entstandenen Fahrtkosten für 
maximal zehn Schulmonate abzüglich des Eigenanteils erstattet. 

(7) In begründeten Fällen und bei Vorlage einer vollständigen Abrech-
nung durch die Personensorgeberechtigten bzw. der volljährigen 
Schüler/-innen kann die Kostenerstattung im Einzelfall bereits auch 
zum Quartals- oder Schulmonatsende erfolgen.

(8) Vom Antragsteller/von der Antragstellerin sind alle für die Entschei-
dung erforderlichen Unterlagen dem Amt für Schule vorzulegen 
und die verlangten Nachweise zu erbringen. Bei Veränderung der 
persönlichen Lebenssituation z. B. Wohnortwechsel, Schulwechsel, 
Kuraufenthalt, längerer Krankheit, Änderung des Sorgerechts u. a. 
sind die Antragsteller/-innen verpflichtet, das Amt für Schule di-
rekt, spätestens innerhalb eines Monats zu informieren. Wird dieser 
Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen, so kann der Antrag bis 
zur Nachholung der Mitwirkung versagt werden. Bei Erlöschen 
der Anspruchsberechtigung müssen unrechtmäßig erhaltene Fahrt-
kosten zurückerstattet werden.

III. Schülerbeförderung im Schülerspezialverkehr
§ 4  

Anspruch auf Schülerbeförderung und anteilige Kostentragung 
im Schülerspezialverkehr durch die Stadt Leipzig 

(1) Einen Anspruch auf Schülerbeförderung und anteilige Kosten-
tragung zur Schülerbeförderung haben Schüler/-innen beim 
regelmäßigen Besuch des Unterrichtes der Schule in Ausübung 
der gesetzlichen Schulpflicht gemäß dem Sächsischen Schulgesetz.

(2) Der Beförderungsanspruch mit dem Schülerspezialverkehr besteht 
für im Sinne des Schwerbehindertengesetzes behinderte Schüler/-
innen, die nicht nur vorübergehend seelisch, körperlich oder geistig 
mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 50 v. H. wesentlich 
beeinträchtigt sind.

(3) Der Anspruch auf Schülerbeförderung mit dem Schülerspezial-
verkehr gilt für Schüler/-innen, die eine LRS-Klasse in einer dafür 
vorgesehenen Schule, die sich nicht in deren Grundschulbezirk 
befindet, als Sonderfallregelung.

(4) Ein Anspruch auf eine anteilige Kostentragung für die Beförderung 
mit einem privaten PKW sowie für die Begleitung im ÖPNV besteht 
unter den Voraussetzungen des Absatz 2 oder für Schüler/-innen der 
Klassen 1 bis 4 der Förderzentren für Schüler/-innen, die eine LRS-
Klasse besuchen, die sich nicht in deren Grundschulbezirk befindet.

§ 4a  
Organisation und Durchführung  

der Schülerbeförderung im Schülerspezialverkehr
(1) Die Beauftragung der Fahrdienstunternehmen erfolgt ausschließlich 

durch das Amt für Schule. Die Stadt Leipzig erstattet die Beförde-
rungskosten unmittelbar an diejenigen Fahrdienstunternehmen, 
mit denen sie entsprechende Verträge abgeschlossen hat. Kosten 
für eigenständig organisierte Fahrdienstunternehmen werden 
nicht erstattet.

(2) Bei der Benutzung von Fahrzeugen des Schülerspezialverkehrs sind 
die Abfahrts- und Ankunftszeiten am Wohnsitz/an der Schule, an 
den Schulbetrieb und an den festgelegten Tourenplan gebunden. 
Das Bereitstellen einer medizinisch ausgebildeten Begleitperson 
für die Beförderung von behinderten Schüler/-innen liegt nicht 
im Verantwortungsbereich der Stadt Leipzig und der vertraglich 
gebundenen Beförderungsunternehmen.

(3) Für die Beförderung mit dem privaten Kraftfahrzeug kann bei 
der Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen gem. § 4 Absatz 
4 ein Antrag auf Teilerstattung von Beförderungskosten gestellt 
werden. Ob die Voraussetzungen vorliegen, darüber entscheidet 
das Amt für Schule.

(4) Sofern Begleitpersonen keinen anderen Anspruch auf kostenlose Be-
förderung oder Kostenübernahme geltend machen können, so können 
diese im Amt für Schule einen Antrag auf Übernahme der notwendigen 
Beförderungskosten für die Begleitung von Schüler/-innen stellen. 
Begleitpersonen sind Personensorgeberechtigte oder eine beauftragte 
oder bevollmächtigte Person. Die Personensorgeberechtigten bzw. die 
volljährigen Schüler/-innen haben für die Benennung der Begleitperson 
und für deren Einsatz selbst Sorge zu tragen.

§ 4b  
Eigenanteil im Schülerspezialverkehr

(1) Der Eigenanteil der Antragsteller/-innen für die entstandenen 
anrechnungsfähigen Schülerbeförderungskosten im Schülerspezial-
verkehr beträgt 180 Euro pro Schuljahr.
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(2) Der Eigenanteil kann entsprechend der Anzahl der Schulmonate, 
in denen der/die Schüler/-in aus begründeten Ursachen nicht am 
Unterricht teilnehmen konnte und für die Stadt keine Fahrtkosten 
verursacht hat, gemindert werden.

(3) Für die entstehenden Beförderungskosten bei der Benutzung des 
Schülerspezialverkehrs wird dem Antragsteller/der Antragstellerin 
der gemäß § 4b Absatz 1 festgelegte Eigenanteil als Einmalbetrag 
zum Schuljahresbeginn bzw. zum Zeitpunkt der Schulaufnahme 
gemäß Feststellungsbescheid der staatlichen Schulaufsichtsbehörde 
in Rechnung gestellt und ist unabhängig von der Anzahl der Nut-
zungstage für den gesamten beantragten Zeitraum, längstens zehn 
Monate für ein Schuljahr, innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Bescheides zu entrichten. Bei Inanspruchnahme von nur einer 
Beförderungstour pro Tag reduziert sich der Eigenanteil um 50 Pro-
zent. Eine Rückerstattung des gezahlten Eigenanteils bei Nichtnut-
zung (Krankheit, Kur, etc.) einer besonderen Beförderungsleistung 
gem. § 4 Absatz 2 und 3 dieser Satzung erfolgt ab 15 Schultagen 
pro Monat anteilig rückwirkend. Diese Rückerstattung erfolgt nur 
nach schriftlicher Antragstellung mit entsprechendem Nachweis 
der Schule. Auf Antrag kann der Eigenanteil auch in Raten bezahlt 
werden. Es ist eine entsprechende Zahlungsvereinbarung gemäß 
den geltenden Vorschriften abzuschließen.

(4) Bei Nichtentrichtung des Eigenanteils gemäß § 4 b Absatz 1 dieser 
Satzung erlischt der Anspruch auf Beförderung der Schüler/-innen 
im Schülerspezialverkehr.

(5) Bei genehmigter Benutzung eines privaten Kraftfahrzeuges wird 
der Eigenanteil mit den zu erstattenden Kosten verrechnet.

§ 4c Umfang und Höhe der Kostenübernahme  
im Schülerspezialverkehr

(1) Für alle anspruchsberechtigten Schüler/-innen trägt die Stadt Leipzig 
gemäß der gültigen Satzung die den Eigenanteil übersteigenden 
Beförderungskosten.

(2) Bei genehmigter Benutzung eines privaten Kraftfahrzeuges beträgt 
die Höhe der Wegstreckenentschädigung 0,33€ pro anzurechnendem 
Kilometer. Für jede(n) weitere(n) regelmäßig mitgenommene(n) 
Schüler/-in, der/die die Voraussetzung für die Erstattung der 
Fahrtkosten gemäß § 4 Absatz 4 dieser Satzung erfüllt, wird eine 
Mitnahmeentschädigung in Höhe von 0,02€/km gemäß Sächsi-
schem Reisekostengesetz angerechnet. Die Geltendmachung eines 
eigenen Erstattungsanspruchs durch den/die mitgenommene(n) 
Schüler/-in ist ausgeschlossen. Maßgeblich ist die kürzeste öffent-
liche Wegstrecke vom Wohnsitz zur Schule und zurück. Kosten für 
Leerkilometer werden nicht erstattet. Für den Versicherungsschutz 
ist der Fahrzeughalter verantwortlich.

(3) Bei genehmigter Begleitung von Schüler/-innen im ÖPNV sind 
höchstens 50 Prozent der Kosten für eine Monatskarte des ÖPNV 
für maximal zehn Monate eines Schuljahres erstattungsfähig.

(4) Schüler/-innen, welchen Hilfe zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB 
VIII oder Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII gewährt wird, 
können im Rahmen des Schülerspezialverkehrs befördert werden, 
da im Rahmen der Hilfegewährung gemäß § 39 SGB VIII der not-
wendige Unterhalt der Hilfeempfänger/innen über das Amt für 
Schule sicherzustellen ist. Die Kosten dafür trägt die Wirtschaft-
liche Jugendhilfe.

§ 4d  
Antrags- und Abrechnungsverfahren  

sowie Fristen im Schülerspezialverkehr
(1) Die Schülerbeförderung nach § 4 wird bei Vorliegen der Voraus-

setzungen nach dieser Satzung auf Antrag der Personensorge-
berechtigten bzw. der volljährigen Schüler/-innen für jeweils ein 

Schuljahr durch das Amt für Schule genehmigt. 
(2) Dem Antrag ist der Schwerbehindertenausweis oder ein amtsärzt-

liches Gutachten sowie eine schriftliche Begründung beizufügen, 
warum eine Beförderung mit öffentlichen Verkehrsmitteln allein 
oder mit einer Begleitperson aus gesundheitlichen Gründen nicht 
zumutbar ist. Eine Begründung, warum die Beförderung mit dem 
privaten PKW nicht durchgeführt werden kann, ist ebenfalls er-
forderlich. 

(3) Im Rahmen der Sonderfallprüfung ist bei Schüler/-innen, die eine 
LRS-Klasse besuchen, eine Begründung sowie ein Nachweis über 
die Berufstätigkeit der Personensorgeberechtigten beizubringen.

(4) Die entsprechenden Anträge können ab 1. Mai des laufenden Schul-
jahres für das darauffolgende Schuljahr gestellt werden. Eine rück-
wirkende Kostenerstattung für die Zeit vor Zugang des Antrags ist 
ausgeschlossen. Die Abgabe des ausgefüllten und von der Schule 
bestätigten Antrags erfolgt im Amt für Schule. Bei Schulwechsel 
ist generell ein neuer Antrag zu stellen. 

(5) Die Genehmigung anteiliger Schülerbeförderungskosten bei An-
tragstellung und Umzug im laufenden Schuljahr bzw. bei Wechsel 
der Beförderungsart erfolgt ab dem Monat des Antragseingangs in 
der Schule oder im Amt für Schule.

(6) Vom Antragsteller/von der Antragstellerin sind alle für die Entschei-
dung erforderlichen Unterlagen dem Amt für Schule vorzulegen 
und die verlangten Nachweise zu erbringen. Bei Veränderung der 
persönlichen Lebenssituation z. B. Wohnortwechsel, Kuraufenthalt, 
längerer Krankheit, Änderung des Sorgerechts, bei LRS-Schüler/-
innen die Mitteilung über eine mögliche Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses der Personensorgeberechtigten, sind die Antragsteller/-
innen verpflichtet, das Amt für Schule unverzüglich schriftlich zu 
informieren. Wird dieser Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen, 
so kann der Antrag bis zur Nachholung der Mitwirkung versagt 
werden. Bei Erlöschen der Anspruchsberechtigung müssen unrecht-
mäßig erhaltene Fahrtkosten zurückerstattet werden.

(7) Die ordnungsgemäßen Abrechnungen (Abrechnungsbögen) sind 
nach Bestätigung durch die Schule bis spätestens 30. September des 
folgenden Schuljahres im Amt für Schule einzureichen. Als Nach-
weis gelten ausschließlich Originalbelege, welche der Abrechnung 
beizufügen sind. Nach Fristablauf können Ansprüche nur geltend 
gemacht werden, wenn der Antragsteller/die Antragstellerin ohne 
Verschulden an der Einhaltung der Frist verhindert war. Der Antrag 
ist binnen eines Monats nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. 

IV. Schlussbestimmungen
§ 5  

Übergangsregelung
Die Abrechnung der bereits bewilligten Anträge für das Schuljahr 
2020/2021 erfolgt entsprechend der Satzung in der Fassung vom 
15.04.2015.

§ 6  
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt mit Beginn des Schuljahres 2021/2022 zum 01. August 
2021 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung zur Schülerbeförderung in der 
Stadt Leipzig – zuletzt
geändert am 15.04.2015 (Beschluss Nr. DS-00676/14 der Ratsver-
sammlung, veröffentlicht
im Leipziger Amts-Blatt Nr. 9 vom 02.05.2015) – außer Kraft. ■
Leipzig, 24.06.2021

Burkhard Jung
Oberbürgermeister
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 19. 05. 2021 den Jahres-
abschluss für das Wirtschaftsjahr 2019 festgestellt. 
Entsprechend § 34 Absatz 1 der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung 
(SächsEigBVO) in der Fassung vom 10.12.2018 stellt der Stadtrat den 
Jahresabschluss fest und beschließt dabei über die Verwendung des 
Jahresgewinnes oder die Behandlung des Jahresverlustes des Eigenbe-
triebes und über die Entlastung der Betriebsleitung. Grundlage für die 
Feststellung des Jahresabschlusses bilden die Prüfungsergebnisse der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und der Bericht der örtlichen Prüfung.

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 in der Fassung vom 15.04.2020 
wird festgestellt:

Bilanzsumme 2.103.795,48 €

Aktiva  Passiva

Anlagevermögen 209.210,91 € Eigenkapital 1.052.533,23 €
Umlaufvermögen 1.886.912,50 € - Stammkapital 25.564,00 €
Rechnungs-  - Kapitalrücklage 291.436,37 €
abgrenzungsposten 7.672,07 € - Gewinnrücklagen 583.151,52 €
   - Gewinnvortrag 
    Vorjahre 131.772,03 €
       Jahresüberschuss 20.609,31 €
   Sonderposten für 
   Zuweisungen 207.034,93 €
   Rückstellungen 71.839,01 €
   Verbindlichkeiten 449.451,70 €
   Rechnungs-
   abgrenzungsposten 322.936,61 €

Summe der Erträge 8.135.696,99 €
Summe der 
Aufwendungen 8.115.087,68 €
Jahresgewinn 20.609,31 €

2. Der Jahresüberschuss i.H.v. EUR 20.609,31 wird dem städtischen 
Haushalt über eine Mittelweiterleitung zur Verfügung gestellt. Die 
Mittel werden dem Kommunalen Eigenbetrieb Leipzig/Engelsdorf 
in 2021 zweckgebunden für Personal- und Sach-aufwendungen zur 
Verfügung gestellt.

3. Die bestehende Rücklage in Höhe von 264.537,44 € für personal- 
und sachgebundene Projekte/Personalaufwendungen wird in die 
allgemeine Gewinnrücklage umgebucht.

4. Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis 
31.12.2019 Entlastung erteilt.

Von der „Ebner Stolz GmbH und Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Steuerberatungsgesellschaft“ wird folgender Bestätigungsver-
merk erteilt, der da lautet: 

„Wir haben den Jahresabschluss des Kommunalen Eigenbetriebs Leip-
zig/Engelsdorf, Leipzig,   bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2019 und der Gewinn  und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Kommunalen Eigen-
betriebs Leipzig/Engelsdorf, Leipzig, für das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 
Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden  handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen  Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen  
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigen-
betriebs zum  31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertragslage für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht 
den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes 
Sachsen und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 32 SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung des Betriebsleiters für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht

Der Betriebsleiter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Freistaates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 
Ferner ist der Betriebsleiter verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
– beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschusses ist der Betriebsleiter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat er die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Außerdem ist der Betriebsleiter verantwortlich für die Aufstellung des 

Feststellung des Jahresabschlusses 2019
des Kommunalen Eigenbetriebes Leipzig/ 

Engelsdorf
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nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs 
abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Betriebsleiter an-
gewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von dem Betriebsleiter dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von 
dem Betriebsleiter angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs. 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem Betriebsleiter 
dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. 
Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
dem Betriebsleiter zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“

Hinweise zur öffentlichen Auslage: Der Jahresabschluss 2019 und 
der Lagebericht 2019 liegen vom 05.07.2021 bis 16.07.2021 (Montag 
bis Donnerstag in der Zeit von 9.00 bis 15.00 Uhr und am Freitag in 
der Zeit von 9.00 bis 13.00 Uhr) im Kommunalen Eigenbetrieb Leip-
zig/Engelsdorf, Holzhäuser Str. 72 in 04299 Leipzig öffentlich aus.

Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Freistaates Sachsen entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist 
der Betriebsleiter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-
men (Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen 
zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates 
Sachsen und den einschlägigen deutschen, für große Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 
32 SächsEig BVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-
absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jah-
resabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Vorbescheid: Errichtung eines 
Wohn- und Geschäftshauses, Delitzscher Straße 54“, Leipzig

Gemarkung Eutritzsch, Flurstück 183/4
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leip-
zig hat als untere Bauaufsichtsbehörde unter dem Aktenzeichen 
63-2021-002115-BV-63.30-HAS einenVorbescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:
(1)Der Vorbescheid mit der Beantwortung einzelner Fragen für das 

Vorhaben: „Vorbescheid: Errichtung eines Wohn- und Geschäfts-
hauses, Delitzscher Straße 54“, Leipzig, Gemarkung Eutritzsch, 
Flurstück 183/4, ist erteilt.

(2) Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. West, SG Nordwest; Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung des Vorbescheides an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird 
aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen der Vorbescheid 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 
Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung des Vorbescheides an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Den vollständigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 72 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig 
Ausgabe 07/2021 · 26.06.2021

13

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von Balkonanlagen 
mit Spindeltreppen zur Sicherstellung des 2. Rettungsweges im  

Rahmen der brandschutztechnischen Ertüchtigung des Hinterhauses, 
Hinrichsenstraße 25“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 3196

Gemäß § 70 (3) Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 14.06.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2020-015608-VV-63.20-ESC einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung von Balkon-

anlagen mit Spindeltreppen zur Sicherstellung des 2. Rettungs-
weges im Rahmen der brandschutztechnischen Ertüchtigung des 
Hinterhauses, Hinrichsenstraße 25“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, 
Flurstück 3196 im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abteilung Zentrum / Sonderbauten, 
Sachgebiet Zentrum; Martin-Luther-Ring 4 - 6, 04109 Leipzig (Besucher-
anschrift: Prager Straße 118 - 122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-
Mail unter info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden. Die Frist wird 
auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Landesdirektion 
Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 (3) Satz 1 SächsBO wird 
aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Baugeneh-
migung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 
(3) Satz 3 SächsBO. 

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Nachbarn gilt mit dem 
Tag dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 (3) Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118 - 136, 04137 Leipzig, Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 68 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig 
Ausgabe 07/2021 · 26.06.2021

14

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Erweiterung der bestehenden 
Tagespflegeeinrichtung in eine Tagespflegeeinrichtung für insgesamt 

28 Personen durch Umnutzung und Anbindung der Nachbarbüroeinheit 
im Erdgeschoss des Objektes Reclam-Carré, Inselstraße 26, Egelstraße 

4“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 1683

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 17.06.2021 unter dem Akten-
zeichen 63-2020-013119-SB-63.20-MIS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Erweiterung der be-

stehenden Tagespflegeeinrichtung in eine Tagespflegeeinrichtung 
für insgesamt 28 Personen durch Umnutzung und Anbindung der 
Nachbarbüroeinheit im Erdgeschoss des Objektes Reclam-Carré, 
Inselstraße 26, Egelstraße 4“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 
1683, im Genehmigungsverfahren nach § 64 Sächsische Bauordnung 
(Sonderbau) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. Zentrum/Sonderbauten, SG 
Zentrum; Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: 
Prager Straße 118-122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 88 gebeten. ■
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von  
3 Mehrfamilienhäusern, Josephstraße 29, 29 A, 29 B“, Leipzig,  

Gemarkung Lindenau, Flurstücke 116, 117/1
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 05.05.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-005553-VV-63.30-KSC einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau von 3 Mehrfa-

milienhäusern, Josephstraße 29, 29 A, 29 B“, Leipzig, Gemarkung 
Lindenau, Flurstücke 116, 117/1 im Genehmigungsverfahren nach 
§ 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. West, SG Nordwest; Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-52 46 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung von  
Gastronomie zu Physiotherapoe EG und UG, Papiermühlstraße 53“, 

Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstück 244

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flurs-
tücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 18.06.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-000857-VV-63.42-BRE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung von 

Gastronomie zu Physiotherapoe EG und UG, Papiermühlstraße 
53“, Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstück 244, im Genehmi-
gungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes 
Verfahren) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen. 
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. Ost, SG Südost; Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail 

unter info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 08 gebeten. ■
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Änderung zur Baugenehmigung, 
Entfall Tiefgarage, Schönbachstraße 74“, Leipzig,  

Gemarkung Stötteritz, Flurstück 45o
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 09.06.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-003013-VV-63.42-ABR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Änderung zur Baugenehmi-
gung, Entfall Tiefgarage, Schönbachstraße 74“, Leipzig, Gemarkung 
Stötteritz, Flurstück 45o, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Säch-
sische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.
Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung auf-
geführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvorlagen.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung und Denkmalpflege, Abt. Ost, SG Südost; Martin-Luther-Ring 
4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 04317 
Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.
Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-51 69 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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